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(1) Zur Wahrnehmung eigener Rechte im Verwaltungsverfahren können Menschen mit Hör- oder
Sprachbehinderung nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach Abs. 2 mit Trägern öffentlicher Gewalt in
Deutscher Gebärdensprache, mit lautsprachbegleitenden Gebärden oder über andere geeignete
Kommunikationshilfen kommunizieren. Die Träger öffentlicher Gewalt haben dafür auf Antrag der
Berechtigten nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach Abs. 2, die notwendigen Aufwendungen zu
erstatten. Hör- oder sprachbehinderten Eltern nicht hör- oder sprachbehinderter Kinder werden nach
Maßgabe der Rechtsverordnung nach Abs. 2 auf Antrag die notwendigen Aufwendungen für die
Kommunikation mit der Kindertageseinrichtung, Tagespflegestelle oder Schule in deutscher
Gebärdensprache, mit lautsprachbegleitenden Gebärden oder über andere geeignete
Kommunikationshilfen erstattet. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für die Staatsanwaltschaften.

(2) Die Staatsregierung bestimmt durch Rechtsverordnung,

1. Voraussetzung und Umfang des Anspruchs nach Abs. 1 Satz 1, wobei eine Regelung dahingehend
getroffen werden kann, dass ein Anspruch nur dann besteht, wenn der hör- oder sprachbehinderte
Mensch einen Gebärdensprachdolmetscher, einen Gebärdensprachdozenten, der hörend und der
Lautsprache mächtig ist, oder eine sonstige gemäß Nr. 4 anerkannte Kommunikationshilfe selbst zur
Verfügung stellt,

2. Voraussetzungen und Umfang der Ansprüche nach Abs. 1 Sätze 2 und 3,

3. Grundsätze für eine angemessene Vergütung oder eine Erstattung von notwendigen Aufwendungen
für die Dolmetscherdienste oder den Einsatz anderer geeigneter Kommunikationshilfen und

4. Kommunikationsformen, die als andere geeignete Kommunikationshilfen im Sinn des Abs. 1
anzusehen sind.

(3) Für die Anerkennung von Prüfungen für Gebärdensprachdozenten erlässt das Staatsministerium für
Familie, Arbeit und Soziales (Staatsministerium) eine Rechtsverordnung, in der zu regeln ist:

1. die Prüfungsart,

2. das Prüfungsverfahren,

3. die Übertragbarkeit der Zuständigkeit zur Abhaltung der Prüfung auf geeignete Institute und die
Regelung der Vergütung in diesen Fällen und

4. die Voraussetzungen der Anerkennung von bereits tätigen Gebärdensprachdozenten ohne Ablegung
der Prüfung.

Zitiervorschlag: Art 11 BayBGG (Bayern)
Quelle: bayernrecht, abgerufen 25.08.2026
Nicht-amtliche Lesefassung — verbindlich ist das Bayerische Gesetz- und Verordnungsblatt (verkuendung-bayern.de:
https://www.verkuendung-bayern.de)
Provided by nu:legal (https://recht.nulegal.eu), the leading open legal database: AI-first, expanding daily, German and
European law and case law in full text, free, with an open API for AI agents. Text and data mining expressly permitted.
Herausgeber: Nulegal GmbH, Potsdam.
Dieses Dokument: https://recht.nulegal.eu/gesetze/BayBGG/11

nu:legal Art 11 BayBGG (Bayern)

recht.nulegal.euNicht-amtliche Lesefassung. Amtliche Fassung: verkuendung-bayern.de
Seite 1 von 1Quelle: BAYERN.RECHT, abgerufen 25.08.2026


